
Offene Worte
Zeitung der LINKEN für den Barnim 13. März 2022, 31. Jahrg.

Online Nr. 158

Herausgeber: Virtuelle AG Offene Worte der LINKEN Barnim & Kreistagsfraktion der LINKEN, ViSdP: Sebastian Walter.
Kontakt: DIE LINKE Barnim,  Heegermühler Straße 15, 16225 Eberswalde, Telefon zurzeit: 03334-385488; E-Mail: offeneworte@dielinke- barnim.de
Spendenkonto Offene Worte (Druckkosten): DIE LINKE Barnim, IBAN: DE33 1705 2000 3120 051429, BIC: WELADED1GZE; 
Verwendungszweck: Spende OW. 

nächste OW am

16. März 2022

Heute 
wählen in 

Eberswalde: 
Geben Sie 

Steffi 
Schneemilch 
Ihre Stimme!

Explodierende 
Energiepreise

DIE LINKE in Brandenburg und bundesweit fordert: 
„Entlastung jetzt und nicht erst mit der 

Steuererklärung im nächsten Jahr!“

Aufrüstung führt 
nicht zu Frieden

DIE LINKE fordert:
Alle diplomatischen Wege nutzen,

um einen Waffenstillstand zu erreichen.
Die Benzinpreise steigen,  die 

Strompreise werden erhöht. Ver-
braucher:innen von den Energie-
preisen zu entlasten, fordert der 
Landtagsabgeordnete der LINKEN, 
Andreas Büttner. „Angesichts der 
hohen Preise an der Zapfsäule 
brauchen wir eine schnelle Entlas-
tung der Brandenburginnen und 
Brandenburger.“ Büttner fordert 
Bundesfinanzminister Christian 
Lindner (FDP) auf, Sofortmaßnah-
men auf den Weg zu bringen, wie 
z.B. die Mehrwertsteuer auf Sprit 
und Energie zu senken. 19 Prozent 
seien bei diesen Preisen nicht mehr 
zu rechtfertigen. Denn  der Staats-
haushalt profitiere seit Monaten 
auch von den höheren Einnahmen.

Andreas Büttner verweist dar-
auf, dass in einem Flächenland wie 
Brandenburg Plendler:innen finanzi-
ell besonders betroffen sind. „Daher 
brauchen wir sofort und nicht erst 
im Laufe des Jahres wirk-
same und umfangreiche 
Maßnahmen für Bürgerin-
nen und Bürger, Wirtschaft 
und Kommunen. Dazu ge-
hören neben Erleichterun-
gen bei der Energie- und 
Mehrwertsteuer auch So-
fortzuschüsse für Haushal-
te mit kleinen Einkommen 
und Wirtschaftshilfen für 
kleine und mittlere Betrie-
be.“ Die Zahl der Men-
schen in Brandenburg mit 
Grundsicherung habe den 
höchsten Stand seit ihrer 
Einführung 2005 erreicht, 
erklärt Büttner. Deshalb 

müssten auch Stromsperren ver-
boten und die Hartz-IV-Sätze be-
darfsgerecht angehoben werden, 
verweist Andreas Büttner auch 
auf eine bundesweite Forderung 
der LINKEN. So erklärt der Bun-
destagsabgeordnete der LINKEN, 
Jan Korte, dass Maßnahmen der 
Bundesregierung sofort spürbar 
sein müssen und nicht erst mit der 
Steuererklärung im nächsten Jahr. 
DIE LINKE im Bundestag fordert 
deshalb für die nächste Woche 
eine Regierungserklärung von Wirt-
schaftsminister Robert Habeck zu 
Maßnahmen, mit denen die Bevöl-
kerung entlastet werden kann.

Am 11. März wurden im Bun-
desrat Anträge für Entlastungen von 
Ländern wie Sachsen-Anhalt und 
Niedersachsen ersteinmal zur Bera-
tung in Ausschüsse verwiesen. Von 
Brandenburg gab es im Bundesrat 
bisher keinen Antrag. bc

„Dieser Konflikt 
ist grauenvoll und 
muss unbedingt be-
endet werden, aber 
auf militärischem 
Wege wird das 
nicht gelingen. Man 
muss jetzt alles da-
ran setzen, auf dip-
lomatischem Wege 
alle Kanäle aufzu-
machen, um für ei-
nen Waffenstillstand 
zu sorgen“, erklärt 
Amira Mohamed Ali, 
Co-Fraktionsvorsit-
zender der LINKEN 
im Bundestag.

Und weiter: „Waffenlieferungen 
konterkarieren diese Bemühungen. 
Sie werden in der jetzigen Situation 
nicht dazu führen, dass der Konflikt 
sich entspannt, sondern ihn weiter 
verschärfen und deswegen sind wir 

da sehr kritisch.“
Die Bundesre-

gierung habe eine 
Richtlinie, keine 
Waffenlieferungen 
in Krisengebiete zu 
liefern, erläutert Ali 
und betont: „Unter 
anderem, weil nicht 
klar ist, wem diese 
Waffen am Ende 
in die Hände fal-
len. Die Geschichte 
hat uns in großer 
Deutlichkeit gelehrt, 
dass Aufrüsten und 
Waffenlieferungen 
nicht der Weg zum 

Frieden sind. Wir müssen in diesem 
Konflikt nicht nur an heute denken, 
sondern auch an morgen und über-
morgen. Und deswegen ist es der 
falsche Weg, jetzt eine Aufrüstungs-
spirale in Gang zu setzen.“ jm

Stoppt den Krieg! Heute, 13. März: Demonstrationen 
für Frieden und Solidarität mit Menschen in der Ukraine in mehreren großen Städten. 
Berliner Treffpunkte: 12 Uhr, Alexanderplatz, Weltzeituhr, 13 Uhr, Straße des 17. Juni.


